
W ir haben dafür schon vor 23 Jah ren , im  Ja h re  1923, 
ein Verbot unserer P a rte i über uns ergehen lassen müs­
sen. Ja , noch früher, im Ja h re  1919, als die P a rte i kaum  
entstanden war, wurden w ir von der dam aligen Reichs- 
regierung verboten. Auch der H itler-T error h a t uns 
n icht daran  hindern können, unerm üdlich den K a m p f . 
fortzusetzen. W ir haben gekäm pft tro tz der Opfer, die 
w ir getragen haben, wie keine andere Parte i. W ir haben 
viele der Besten unserer P a rte i in  diesem K am pfe ver­
loren. W enn w ir heute beschließen, die selbständige 
Existenz unserer P a rte i aufzugeben und uns m it der 
Sozialdemokratischen P a rte i D eutschlands zu dem 
m ächtigen Strom  der Sozialistischen E inheitspartei zu 
vereinigen, so handeln w ir dam it im Sinne des V er­
m ächtnisses unserer Toten. (Lebhafter Beifall.)

Es ist notwendig, einen kurzen Rückblick auf die 
Geschichte unserer P a rte i zu werfen, um zu verstehen, 
was unser Entschluß, die V ereinigung m it der Sozial­
dem okratischen P a rte i zu vollziehen und die Soziali­
stische E inheitsparte i zu schaffen, fü r die A rbeiter­
klasse bedeutet. In  unserem  A ufruf vom 11. Ju n i 1945 
erk lärten  w ir:

„Die Kom m unistische P a rte i Deutschlands w ar und 
ist die P a rte i des entschiedenen Kam pfes gegen 
M ilitarism us, Im perialism us und im perialistischen 
K rieg. Sie ist nie von diesem Wege abgewichen.“

In  diesem Satze ist m it wenigen W orten die Geschichte 
und das W esen der Kom m unistischen P a rte i umrissen. 
Sie entstand am  30. Dezember 1918 aus dem S partakus­
bund, und ih r W esen und Ziel w ar der K am pf gegen 
Reaktion, M ilitarism us und Im perialism us. Sie wollte 
die A rbeiterklasse un ter einer revolutionären F ührung  
vereinigen und ih r die M acht im S taate  verschaffen, 
um  die kapitalistische Ausbeutung und K nechtung zu 
beseitigen und den Sozialismus zu verw irklichen. Die 
Kom m unistische P a rte i w andte sich m it aller Schärfe 
gegen das verhängnisvolle Bündnis, das zwischen der 
R egierung der sogenannten V olksbeauftragten und der
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